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Im kommenden Jahr könnte ein Volks-
entscheid in Berlin Geschichte schrei-
ben – und den Mietmarkt weit über 
die Stadt hinaus auf den Kopf stellen. 
Denn im September 2021 werden die 
Berlinerinnen und Berliner parallel zur 
Bundestagswahl über die landesweite 
Sozialisierung von Immobilienfirmen 
abstimmen.

Angestoßen hat das Verfahren die 
Initiative „Deutsche Wohnen & Co. 
Enteignen“. Ihr gelang es, eine in den 
vergangenen Jahrzehnten wenig be-
achtete Norm des Grundgesetzes weit 
oben auf die politische Agenda Berlins 
zu setzen: die Sozialisierung nach Art. 
15 GG, wonach „Grund und Boden, 
Naturschätze und Produktionsmittel 
[…] zum Zwecke der Vergesellschaf-
tung […] in Gemeineigentum oder in 
andere Formen der Gemeinwirtschaft 
überführt werden [können].“ 

Konkret fordert die Initiative die So-
zialisierung von Immobilienunterneh-
men, die über mehr als 3000 Wohnun-
gen verfügen. Diese sollen in einer An-
stalt des öffentlichen Rechts unter de-
mokratischer Beteiligung verwaltet 
werden. Die im Herbst nächsten Jah-
res zur Abstimmung stehende Formu-
lierung lautet: „Daher wird der Senat 
von Berlin aufgefordert, alle Maßnah-
men einzuleiten, die zur Überführung 
von Immobilien sowie Grund und Bo-
den in Gemeineigentum zum Zweck 
der Vergesellschaftung nach Artikel 
15 Grundgesetz erforderlich sind.“1 
Sollte der Volksentscheid Erfolg ha-
ben, wären rund 240 000 Wohnungen 

1	 Vgl. Ulrich Zawatka-Gerlach, Volksbegehren 
zur Deutsche Wohnen, in: „Der Tagesspiegel“, 
22.7.2020.

betroffen.2 Dass es so weit kommt, ist 
nicht ausgeschlossen: Von Beginn an 
erfuhr die Initiative großen Zuspruch. 
Bereits im Juni 2019 hatte sie für ihr 
Enteignungsbegehren etwa 77 000 Un-
terschriften gesammelt, fast vier Mal 
so viel wie nötig. Und es ist davon aus-
zugehen, dass sie in den kommenden 
Monaten auch die ausstehenden, für 
einen Volksentscheid erforderlichen 
rund 170 000 Unterschriften zusam-
menbekommt. 

Der bisherige Erfolg ist vor allem auf 
die Gentrifizierungsschübe der ver-
gangenen Jahre in nahezu allen Ber-
liner Stadtteilen zurückzuführen. Sie 
haben zu massiver Verdrängung ein-
kommensschwacher Haushalte vor al-
lem aus den Innenstadtbezirken ge-
führt und die soziale Spaltung im 
Stadtraum erheblich vertieft, derweil 
finanzmarktorientierte Immobilienun-
ternehmen gewaltige Gewinne ein-
fahren.3 Zugleich steht ein Großteil der 
Berliner Bevölkerung traditionell eher 
links und die rot-rot-grüne Senatskoa-
lition hat „Wohnen als ein Grundrecht 
für alle Berliner*innen“ in ihrem Koali-
tionsvertrag festgehalten.4 

Das sehen aber längst nicht alle so. 
Besonders umstritten ist dabei die Fra-
ge, ob ein solcher Eingriff in die Ord-
nung des Eigentums und der Organisa-
tion spezifischer Wirtschaftsbereiche 

2	 Vgl. www.dwenteignen.de.
3	 Vgl. Christoph Trautvetter und Sophie Bonc-

zyk, Profitmaximierer oder verantwortungs-
volle Vermieter. Große Immobilienunterneh-
men mit mehr als 3000 Wohnungen in Berlin 
im Profil, Berlin 2019, S. 8.

4	 Berlin Gemeinsam Gestalten. Solidarisch. 
Nachhaltig. Weltoffen – Koalitionsvereinba-
rung 2016-2021, S. 21.
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den Grundsätzen der Verfassung ent-
spricht oder nicht.5 

Im Kern geht es in der Diskussion 
um das Volksbegehren somit um nicht 
weniger als die Verfasstheit der bun-
desrepublikanischen Wirtschafts- und 
Sozialordnung.

Abendroths Plädoyer

Es lohnt sich, in diesem Zusammen-
hang an frühere Diskussionen der 
Staatsrechtslehre zu erinnern. Denn in 
den 1950er Jahren wurde der grundge-
setzliche Spielraum zur Ausgestaltung 
der Wirtschafts- und Sozialordnung er-
heblich weiter gefasst, als es heute ge-
meinhin der Fall ist. 

So führte etwa der Rechtswissen-
schaftler Hans Peter Ipsen auf der Ta-
gung der Staatsrechtslehrer im Jahr 
1952 aus, dass es sich bei Artikel 15 GG 
mindestens um einen „status socialis 
positivus“ handelt – „zugunsten derje-
nigen Gruppen, [...] deren Teilhabe an 
der vergesellschafteten Eigentumsord-
nung der Produktivgüter in Frage steht 
und in der bisherigen Ordnung fehlt“.6 

Der Verfassungsrechtler – und ehe-
malige „Blätter“-Mitherausgeber“ – 
Helmut Ridder betonte am gleichen 
Ort, dass dem Begriff der Sozialisie-
rung das Bestreben immanent sei, 
„den Widerspruch zwischen der durch 
die Sozialifikation [die Umwandlung 
des Arbeitsprozesses in etwas Unper-
sönliches, d. A.] erzeugten sozialen 
Wirklichkeit und der als ungerecht 
empfundenen, durch die vorhandene 
Rechtsordnung gestützten einseitigen 
Machtverteilung innerhalb der Gesell-
schaft aufzufangen“ und im Sinne ei-
ner sozialen Gerechtigkeit auszuglei-
chen.7

Auch der Politologe und Rechtswis-
senschaftler Wolfgang Abendroth ver-
trat in den 1950er Jahren den Ansatz, 
dass die Inhaltsbestimmung des So-

5	 Vgl. z.B. Hans Peter Ipsen, NVwZ 2019, S. 527. 
6	 Hans Peter Ipsen, VVDStRL 10 (1952), S. 103. 
7	 Helmut Ridder, VVDStRL 10 (1952), S. 132.

zialstaatsmoments im Dreiklang des 
demokratischen und sozialen Rechts-
staats nur gelingen kann, wenn der de-
mokratische Gedanke sich in der Wirt-
schafts- und Sozialordnung in rechts-
staatlicher Weise niederschlägt.8 

Den rechtsstaatlichen und sozialen 
Gehalt sah Abendroth untrennbar mit 
dem Demokratiegebot verknüpft: zum 
einen in Art. 20 Abs. 1 GG („Die Bun-
desrepublik Deutschland ist ein demo-
kratischer und sozialer Bundesstaat.“), 
zum anderen in Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG 
(„Die verfassungsmäßige Ordnung in 
den Ländern muss den Grundsätzen 
des republikanischen, demokratischen 
und sozialen Rechtsstaates im Sinne 
dieses Grundgesetzes entsprechen.“).9 

Daraus leitet sich für Abendroth ab: 
Die Formulierung des Art. 28 GG spie-
gele aus seiner Sicht eben nicht die 
Überzeugung wider, dass der libera-
le Rechtsstaat sich aus der Gestaltung 
der Wirtschafts- und Sozialordnung 
heraushalten solle; vielmehr verwei-
se sie darauf, dass dem Rechtsstaat ein 
Gerechtigkeitsmoment innewohne.10  
Daher müssten „die Sozialordnung 
und die wirtschaftlichen Grundlagen 
dieser Sozialordnung einer Umgestal-
tung unterworfen werden“.11 

Ebendarauf hat auch Konrad Hesse, 
von 1975 bis 1987 Richter am Bundes-
verfassungsgericht, hingewiesen. Hes-
se war überzeugt, dass Besitzende und 
Nichtbesitzende unter den gleichen 
rechtlichen Bedingungen notwendig 
in faktischer Ungleichheit leben.12 Auf 
dieser Grundlage entstünde eine Ge-
sellschaft, in der die Nichtbesitzenden 
darauf angewiesen sind, dass die Besit-
zenden ihre Arbeitskraft kaufen, was 
dem Prinzip der Freiheit widerspre-

8	 Wolfgang Abendroth, Zum Begriff des de-
mokratischen und sozialen Rechtsstaats im 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land, in: Alfred Julius Ludwig Hermann, 
Festschrift für Ludwig Bergstraesser, 1954,  
S. 279 ff., hier: S. 287. 

9	 Wolfgang Abendroth, VVDStRL 10 (1952),  
S. 85.

10	Ebd., S. 86.
11	Ebd.
12	Konrad Hesse, AöR 77 (1951/1952), S. 167, 180. 
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che.13 Die faktische Ungleichheit kön-
ne bei einer formellen Rechtsgleichheit 
demnach nur dann aufgehoben wer-
den, wenn die ungleichen sozialen Vor- 
aussetzungen beseitigt würden.14 

Diese Überlegungen sind nach wie 
vor aktuell. Denn die vergangenen 
Jahrzehnte haben gezeigt, dass die Ge-
währleistung bürgerlicher Freiheiten – 
wie die formale Freiheit und Gleichheit 
eines jeden vor dem Gesetz – nicht ge-
währleistet, dass sich die Freiheit und 
Gleichheit aller auch in der sozialen 
Wirklichkeit fortsetzt. Stattdessen hat 
sich die bundesdeutsche Gesellschaft 
immer weiter polarisiert: Seit Anfang 
der 1990er Jahre verzeichnet das un-
tere Fünftel der Lohnabhängigen rea-
le Einkommensverluste, während das 
reichste Zehntel 30 Prozent reale Ein-
kommenszuwächse verbucht.15 Die-
ser Teil der Bevölkerung besitzt heute 
mehr als 65 Prozent des Gesamtvermö-
gens; das reichste eine Prozent allein 
nahezu ein Drittel. 16

Dass ein Mangel an materiellen Gü-
tern eine soziale Teilhabe erschwert, 
hat auch das Bundesverfassungsge-
richt registriert. In einem Urteil aus 
dem Jahr 2010 hielt es fest, dass „ein 
Mindestmaß am gesellschaftlichen, 
kulturellen und politischen Leben“ zu 
gewährleisten sei.17 Dies betrifft so-
wohl die Beteiligung am gesellschaft-
lichen Leben – etwa die Mitgliedschaft 
in Sportvereinen, den Besuch von Kon-
zerten und Museen –, aber auch die 
Vertretung eigener Interessen in der 
parlamentarischen Demokratie. 

Wenn aber immer mehr Menschen 
mit Existenznöten kämpfen, verrin-
gert sich für sie zunehmend der Raum 
für demokratisches Engagement. Und 
wenn sich zugleich immer mehr Reich-
tum in bestimmten sozialen Kreisen 
ballt, vergrößert sich damit auch deren 

13	Ebd. S. 184 f.
14	Ebd. S. 167, S. 180.
15	DGB Bundesvorstand, Löhne, Mieten, Steuern 

– Schieflage beseitigen! DGB Vermögensbe-
richt 2018, S. 39 ff.

16	Ebd. 
17	BVerfG, Urteil vom 9.2.2010 – 1 BvL 1/09.

Einfluss auf politische Entscheidungs-
prozesse, etwa indem sie finanzstarken 
Lobbyismus betreiben. Auf diese Weise 
droht sich die soziale Schieflage zu ver-
stetigen, wenn nicht gar zu verstärken. 

Umso wichtiger aber ist es, die Über-
legungen – und Befürchtungen – der 
frühen Staatsrechtslehre ernst zu neh-
men. Das bedeutet nichts weniger, als 
darüber zu diskutieren, wie wir dem 
formalen Freiheits- und Gleichheitsbe-
griff einen materialen zur Seite stellen 
können. Die Frage lautet daher, wel-
che Wirtschaftsbereiche der Befriedi-
gung existenzieller gesellschaftlicher 
Bedürfnisse dienen sollten und daher 
dem Markt entzogen werden müssen. 

Die Demokratisierung der  
Wirtschafts- und Sozialordnung 

Auch dabei helfen die Überlegungen 
Wolfgang Abendroths weiter. Ihm zu-
folge ist die Formulierung des Art. 28 
GG darauf angelegt, den materiellen 
Rechtsstaatsgedanken der Demokra-
tie – insbesondere den Gleichheitssatz 
und den Selbstbestimmungsgedanken 
– auf die Wirtschafts- und Sozialord-
nung zu übertragen und ihn damit in-
haltlich zu füllen.18 

Nach Abendroth beinhaltet der Ge-
danke der sozialen und demokrati-
schen Rechtsstaatlichkeit nichts we-
niger, als den Glauben an die imma-
nente Gerechtigkeit der bestehenden 
Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung aufzugeben.19 Stattdessen sollte 
deren Gestaltung den Staatsorganen, 
die die demokratische Selbstbestim-
mung des Volkes repräsentieren, über-
antwortet werden. Der Staat ist dem-
nach nicht nur zur Sicherung eines Mi-
nimums an sozialer Gerechtigkeit ver-
pflichtet, sondern obendrein dazu, sei-
ne gestaltende Tätigkeit auf die Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung 
auszudehnen.20 Konkret bedeutet dies, 

18	Abendroth, VVDStRL (10) 1952, S. 87 f. 
19	Abendroth, FS Bergstraesser, S. 300.
20	Ebd. 
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den Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 
GG sowie den Selbstverwaltungsge-
danken aus der politischen Ordnung 
in den Bereich der Wirtschaftsordnung 
zu übertragen – „und dass der Gesetz-
geber, die Exekutive und die richterli-
che Gewalt mindestens die Möglich-
keit, wenn nicht den Auftrag erhal-
ten, diese Ausdehnung demokrati-
scher Grundsätze aus dem Staatsrecht 
in die Beziehungen der Bewohner des 
Staatsgebiets (bzw. des Anwendungs-
bereichs des Grundgesetzes) unterein-
ander durchzusetzen“.21 

Das Ergebnis wäre der grundge-
setzliche Dreiklang aus einem demo-
kratischen und sozialen Rechtsstaat, 
der dem Gesetzgeber nicht nur auf-
gibt, soziale Demokratie im Sinne ei-
nes staatlichen Entgegenstrebens ge-
gen die faktische Ungleichheit herzu-
stellen, sondern darüber hinaus das 
Demokratiegebot auszudehnen und 
die Wirtschaftsordnung zu demokra-
tisieren – sprich, darüber nachzuden-
ken, wie sich demokratische Mecha-
nismen in der Wirtschaftsordnung nie-
derschlagen können. 

Für mehr Mitbestimmung – durch 
Betriebsräte und Gewerkschaften

Das ist weniger revolutionär, als es 
auf den ersten Blick scheint. Denn in 
der bundesdeutschen Geschichte gab 
und gibt es bereits solche Übertra-
gungen: So waren und sind zum einen 
bestimmte Bereiche der öffentlichen 
Daseinsvorsorge gesellschaftlich or-
ganisiert und zum anderen zählt die 
betriebliche Mitbestimmung durch Be-
triebsräte und Gewerkschaften dazu.

Allerdings wird in zahlreichen Wirt-
schaftsbereichen eine gewerkschaft-
liche Organisierung der Belegschaft 
immer schwieriger, wenn Unterneh-
men beispielsweise Betriebe auslagern 

21	Wolfgang Abendroth, Das Grundgesetz. Ei-
ne Einführung in seine politischen Probleme, 
71978, S. 67 f.

und Leiharbeiter*innen anstelle von 
Festangestellten beschäftigen. Wie 
wichtig indes die organisierte Inter-
essenvertretung ist, zeigt die aktuelle 
Debatte um bessere Arbeitsbedingun-
gen für Pflegekräfte im Gesundheits-
bereich. Auch vor diesem Hintergrund 
stellt sich die Frage der betrieblichen 
Mitbestimmung dringlicher denn je. 

Warum es geboten ist, die öffent-
liche Daseinsvorsorge gesellschaft-
lich zu organisieren, belegt das Bei-
spiel der Deutschen Post. Im Jahr 1995 
wurde die Deutsche Bundespost in die 
Deutsche Post AG, die Deutsche Tele-
kom AG und die Postbank AG umge-
wandelt. Diese Privatisierung ging in 
den Jahren von 1989 bis 2006 mit ei-
ner Kürzung von insgesamt mehr als 
137 000 Arbeitsplätzen und einer Ge-
haltsentwicklung einher, bei der der 
Konzernchef der Niedriglohntochter 
Delivery 404 Mal mehr verdient als ei-
ne Postbotin.22

Erfreulicherweise ist allmählich ein 
Umdenken erkennbar: weg von der 
Privatisierung öffentlicher Bereiche 
hin zu neuen Ansätzen der Rekommu-
nalisierung, wie etwa das Beispiel der 
Berliner Wasserversorgung zeigt – ei-
ne längst überfällige Korrektur. 

Die Möglichkeit der Korrektur bietet 
auch die aktuelle Debatte um die lan-
desweite Sozialisierung von Immobi- 
lienfirmen in Berlin. Die Diskussion 
darüber sollte uns veranlassen, die frü-
hen Überlegungen der Staatsrechtsleh-
re wiederzubeleben. Wolfgang Abend- 
roths Plädoyer für einen materialen De-
mokratiebegriff könnte die Grundlage 
bilden, um das Verhältnis von Demo-
kratie und Wirtschaft neu zu bestim-
men. Dank der sozialen Bewegungen, 
die sich gegen Zwangsräumungen, ge-
gen zu hohe Mieten und für die Initia-
tive „Deutsche Wohnen & Co. Enteig-
nen“ engagieren, ist der Raum dafür 
nun geöffnet.

22	Vgl. Sabine Nuss, Keine Enteignung ist auch 
keine Lösung, Berlin 2019, S. 28. 
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